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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Viehseuchengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Viehseuchengesetz vom 26. Juni 1909 
(Reichsgesetzbl. S. 519) in der Fassung der 
Gesetze vom 18. Juli 1928 (Reichsgesetzbl. I 
S. 289), vom 10. Juli 1929 (Reichsgesetzbl. I 
S. 133), vom 13. Novemiber 1933 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 969), der Verordnung vom 

2. April 1940 (Reidisgesetzbi. I S. 606) und 
des Gesetzes vom 2. Januar 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) wird wie folgt geändert: 

1. § 12 erhält folgende Fassung: 

„§ 12 

Wenn über den Ausbruch einer Seuche 
nach dem Gutachten des beamteten Tier- 
arztes nur mittels bestimmter an einem 
verdächtigen Tier durchzuführender Maß- 
nahmen diagnostischer Art Gewißheit zu 
erlangen ist, so können diese Maßnahmen 
von der Polizeibehörde angeordnet wer- 
den. Dies gilt auch, wenn die Gewißheit 
nur durch die Tötung und Zerlegung des 
verdächtigen Tieres zu erlangen ist." 

2. § 17 Nr. 3 erhält folgende Fassimg: 

„3. Beibringung von Ursprungs- und Ge- 
sundheitszeugnissen für Vieh, das in 
einen anderen Viehbestand oder auf 
Weiden, Märkte, Körungen, Viehver- 
steigerungen oder öffentliche Tier- 
schauen gebracht wird;" 

3. § 17 Nr. 17 erhält folgende Fassung: 

„17. Regelung der Fierstellung, Abgabe 
und Anwendung von Mitteln, die 


unter Verwendung von Krankheits- 
erregern hergestellt werden und zur 
Verhütung, Erkennung oder Heilung 
von Viehseuchen bestimmt sind;" 


4. In § 17 wird folgende Nr. 19 angefügt: 

„19. Regelung der Verwertung und Des- 
infektion von Speiseabfällen, die Trä- 
ger von Ansteckungsstoffen sein 
können." 


5. Hinter § 17 wird folgender § 17 a einge- 
fügt: 

4 17 a 

Zum Schutze gegen eine Seuche können 
Gemeinden, Kreise oder Teile solcher Ge- 
biete, In denen die Viehbestände von min- 
destens zwei Dritteln der Tierbesitzer auf 
Grund amtstierärztlicher Untersuchung als 
frei von dieser Seuche befunden worden 
sind, ZU Schutzgebieten erkrärt werden. 

Unbeschadet der nach den sorDStigen 
Vorschriften dieses Gesetzes zulässigen 
Maßregeln können in Schutzgeibieten die 
Benutzung, die Verwertung und der Trans- 
port der Tiere, die für die Seuche empfäng- 
lich sind und aus Viehbeständen stammen, 
die nicht als frei von der Seuche befunden 
worden sind, sowie der von diesen Tieren 
stammenden Teile oder Erzeugnisse be- 
schränkt werden. Ferner kann das Ver- 
bringen solcher Tiere oder der von ihnen 
stammenden Teile oder Erzeugnisse in 
Schutzgebiete verboten oder beschränkt 
werden." 
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6. § 23 erhält folgende Fassung: 

4 23 

5. Durdiführung oder VeAot bestimm- 
ter Impfungen oder Maßnahmen diagnosti- 
scher Art bei den für die Seuche empfäng- 
lichen Tieren, tierärztliche Behandlung der 
erkrankten und der verdächtigen Tiere 
sowie Besdiränkungen in der Befugnis zur 
Vornahme von Heil versuchen.“ 

7» § 29 erhält folgende Fassung: 

4 29 

11. Amtstierärztliche oder tierärztliche 
Untersuchung der für die Seuche empfäng- 
lichen Tiere und der Gegenstände, die 
Träger von Ansteckungsstoffen sein 
können.“ 

8. Der Abschnitt 11 Nr. 2 Buchstabe k erhält 
folgende Fassung: 

„k) Tuberkulose des Rindviehs 

S 61 

Wird bei Rindern Tuberkulose im Sinne 
des § 10 Abs. 1 Nr. 12 festgestellt, so ist 
die unschädliche Beseitigung der Milch 
dieser Tiere, bei Euter- oder Gebärmutter- 
tuberkulose auch die Tötung dieser Tiere 
unverzüglich anzuordnen. 

§ 61 a 

In ein Gebiet, das zum Schutz gegen die 
Tuberkulose des Rindviehs zum Schutzge- 
biet erklärt worden ist (§ 17 a), dürfen 
Rinder nur mit einer amtstierärztlichen 


Bescheinigung verbracht werden, aus der 
hervorgeht, daß sie aus einem als tuberku- 
losefrei amtlich anerkannten Bestand stam- 
men. 

In einzelnen Fällen können von der zu- 
ständigen Behörde Ausnahmen zugelassen 
werden, sofern die Gefahr der Ansteckung 
fremder Tiere ausgeschlossen erscheint.“ 

9. In § 74 Abs. 1 werden 

1. in Nummer 1 die Worte „des § 61 
Abs. 3, 4“ durch „61 a“ ersetzt; 

2. in Nummer 3 hinter den Worten „des 
§ 11 Abs. 1, 2,“ die Worte „des § 17 a 
Abs. 2,“ eingefügt und die Worte „des 
§ 61 Abs. 2, der §§“ gestrichen und 
durch „61,“ ersetzt; 

3. in Nummer 4 hinter „§ 17 Nr. 4“ das 
Komma und die Worte „§ 61 Abs. 2“ 
gestrichen. 

Artikel 2 

Dieses Geserz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt drei Monate nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


I 

Der vorliegende Entwurf beruht hauptsäch- 
lich auf der Notwendigkeit, die erfolgreiche 
Fortführung der in den Ländern eingeleite- 
ten Maßnahmen zum Schutze und zur Erhal- 
tung tuberkulosefreier Rinderbestände zu 
ermöglichen. Gleichzeitig werden vordring- 
liche Änderungen der allgemeinen Vorschrif- 
ten, die auch für die Bekämpfung anderer 
Tierseuchen von Bedeutung sind, vorgenom- 
men. 

Die Änderungen betreffen im wesentlichen 
folgende Maßregeln: 

1. Diagnostische Maßnahmen und Impfungen 
(Art. 1 Nr. 1, 3, 6 und 7) 

2. Ursprungs- und Gesundheitszeugnisse 
(Art. 1 Nr. 2) 

3. Verfütterung von Speiseabfällen (Art. 1 
Nr. 4) 

4. Bildung von Schutzgebieten gegen eine 
bestimmte Seuche (Art. 1 Nr. 5) 

5. Besondere Maßregeln zur Bekämpfung der 
Tuberkulose der Rinder (Art. 1 Nr. 6). 

II 

Im einzelnen werden die Bestimmungen des 
Entwurfs wie folgt 'begründet: 

Zu § 12 

Durch die bisherige Fassung des § 12 werden 
nicht alle Untersuchungsmöglichkelten er- 
faßt, die heute in der Tierseuchendiagnostik 
angewandt werden müssen, z. B. die Entnah- 
me von Untersuchungsproben aus der Lunge, 
den Harn- und Geschlechtsorganen oder dem 
Verdauungstraktus zum Zwecke der Seuchen- 
feststeliung. Die neue Fassung soll die Rechts- 
grundlage für die Durchführung der nach 
den derzeitigen wissenschaftlichen Erkennt- 
nissen notwendigen Maßnahmen diagnosti- 
scher Art an verdächtigen Tieren sicherstellen. 


Zu § 17 Nr. 3 

Die Beibringung von Ursprungs- und Ge- 
sundheitszeugnissen konnte bisher nur für 
Vieh, das sich im Besitze von Viehhändlern 
befindet oder auf Märkte oder öffentliche 
Tierschauen gebracht wird, angeordnet wer- 
den. Die starke Zunahme des Tierverkehrs 
und die damit verbundene erhöhte Gefahr 
der Seuchenverschleppung macht es erforder- 
lich, daß diese Bestimmung auf Vieh, das in 
einen anderen Viehbestand, auf Weiden, 
Märkte, Körungen, Viehversteigerungen oder 
öffentliche Tierschauen gebracht wird, aus- 
gedehnt werden kann. 

Zu § 17 Nr. 17 

Durch die neue Regelung sollen nicht nur 
Impfstoffe, die zum Schutze gegen Vieh- 
seuchen ocler zu deren Heilung bestimmt 
sind, sondern alle Mittel erfaßt werden, die 
unter Verwendung von Krankheitserregern 
hergestellt und zur Verhütung, Erkennung 
oder Heilung von Viehseuchen bestimmt 
sind. Es ist insbesondere für den Erfolg der 
Tuberkulose- und der Brucellosebekämpfung 
von wesentlicher Bedeutung, daß die Her- 
stellung, staatliche Prüfung, Abgabe und An- 
wendung auch der hierfür notwendigen dia- 
gnostischen Hilfsmittel, wie des Tuber*kulins 
und der Brucellosetestflüssigkeit für Blut- 
serumagglutination, geregelt werden kann. 

Zu § 17 Nr. 19 

Die Verfütterung von Speiseabfällen hat er- 
fahrungsgemäß zu Seuchenausbrüchen geführt, 
durch die der Volkswirtschaft wiederholt Schä- 
den entstanden sind. Insbesondere werden 
Schweinepest und Maul- und Klauenseuche, 
deren Erreger sich bei noch völlig gestind er- 
scheinenden, aber schon inf izierten Tieren nach 
der Schlachtung noch monatelang z. B. im 
Knochenmark ansteckungsfähig erhalten kön- 
nen, durch Verfütterung von Speiseabfällen 
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übertragen. Dieser Ansteckungsgefahr will die 
in Nr. 19 vorgesehene Ermäditigung begeg- 
nen. Hierbei ist z. B. daran gedadit, eine aus- 
reichende Erhitzung der Abfälle sowie eine 
ordnungsgemäße Desinfektion der mit den 
Abfällen in Berührung gekommenen Gegen- 
stände anzuordnen. 

Zu § 17 a 

In den Ländern sind Verfahren zur Bekämp- 
fung verschiedener chronischer Rinderseuchen, 
vor allem der Tuberkulose, der Brucellose und 
von Euterkrankhelten eingerichtet worden, 
denen sich die Tierbesitzer freiwillig anschlie- 
ßen können. Die Landwirtschaft hat von die- 
sen Möglichkeiten der Sanierung Ihrer Rinder- 
bcständc in den letzten Jahren unter erheb- 
lichen eigenen Aufwendungen weitgehend 
Gebrauch gemacht. Audi der Bund und die 
Länder haben hierfür beträchtliche öffentliche 
Mittel zur Verfügung gestellt. Für die Tilgung 
dieser Seudien ist es von entsdieidender Be- 
deutung, daß seuchenfreie Tierbestände in 
größeren zusammenhängenden Gebieten ge- 
schaffen und vor allem erhalten werden. Aus 
diesem Grunde sollen Gebiete, in denen die 
Viehbestände von mindestens der Tier- 
besitzer als frei von einer dieser Seuchen be- 
funden worden sind, zu Schutzgebieten er- 
klärt werden können, Tn Schutzgebieten soll 
der Verkehr mit Tieren, die nicht als frei von 
dieser Seuche befunden worden sind, be- 
schränkt werden können (vgl. auch § 61 a). 

Zu §23 

Die In der bisherigen Fassung vorhandene Er- 
-mächtigung zur Anordnung von Impfungen 
der für die Seuche empfänglichen Tiere soll 
auch auf Maßnahmen diagnostischer Art aus- 
gedehnt werden, um im Rahmen der staat- 
lichen Tierseuchenbekämpfung seuchenkranke, 
verdächtige und seuchenfrele Tierbestände 
frühzeitig ermitteln zu können. Es muß außer- 
dem die Möglichkeit bestehen, Impfungen oder 
Maßnahmen diagnostischer Art zu beschrän- 
ken oder zu verbieten, da sie unter bestimm- 
ten Voraussetzungen die Tierseuchenbekämp- 
fung erheblich stören können. 

Zu §29 

Die Möglichkeit, Untersuchungen von Tier- 
beständen anzuordnen, darf nicht auf die 
Fälle beschränkt sein, In denen eine Seuche 
im Seuchenort oder dessen Umgebung fest- 


gestellt Ist. Vielmehr kann es im Interesse 
einer vorbeugenden Seuchenbekämpfung 
notwendig sein, Viehbestände auch dann einer 
Untersuchung zu unterziehen, wenn an ihrem 
Standort der Ausbruch der Seuche oder ihr 
Verdacht noch nicht festgestellt Ist, sofern im 
übrigen die Voraussetzungen des § 18 gege- 
ben sind. Außerdem kann es notwendig wer- 
den, daß Gegenstände, die Träger von An- 
steckungsstoffen sein können, zum Schutze 
gegen eine bestimmte Seuchengefahr unter- 
sucht werden müssen. Dies Erfordernis hat sich 
in letzter Zeit Insofern wiederholt ergeben, als 
z. B. in Fischmehl und Knochenschrot Er- 
reger von Tierseuchen (Salmonellen) gefun- 
den worden sind. 


Zu Abschnitt II Nr. 2 Buchstabe k 

Tuberkulose des Rindviehs 

Die Tuberkulose ist eine unter den Haus- 
tieren, insbesondere den Rindern, weitverbrei- 
tete chronische Seudie, deren Ausrottung aus 
volkswirtschaftlichen und volksgesundheit- 
lichen Gründen unerläßlich ist. Nach den 
vorliegenden Untersuchungsergebnissen muß 
damit gerechnet werden, daß noch etwa ein 
Drittel des Rinderbestandes der Bundesrepu- 
blik mit Tuberkulose infiziert ist. Die jähr- 
lich durch die Rindertuberkulose entstehen- 
den Verluste werden nach vorsichtigen 
Schätzungen auf 275 Mio DM beziffert. 

Bei Erlaß des Viehseudiengesetzes Im Jahre 
1909 führten die große Ausbreitung der Rin- 
dertuberkulose und die damit verbundene 
Gefährdung des gesamten Rinderbestandes 
zur Aufnahme dieser Seudie unter die an- 
zeige- und bekämpfungspflichtigen Seuchen. 
Zu einer allgemeinen Bekämpfung der Tu- 
berkulose konnte man sich damals jedoch 
nicht entschließen. Wie aus der Begründung 
zu dem geltenden Gesetz hervorgeht, war 
der Gesetzgeber der Auffassung, daß es für 
die Beseitigung der dringendsten Gefahren 
genüge, einstweilen nur bestimmte Formen 
der Tuberkulose, bei denen Rinder durch 
Ausscheidung von Erregern für die Umge- 
bung besonders gefährlich werden können, 
zu bekämpfen. Daher wurden die Bekämp- 
fungsmaßregeln auf die nach § 10 Abs. 1 
Nr. 12 des Gesetzes anzeigepfliditige, äußer- 
lich erkennbare Tuberkulose, sofern sie sich 
in der Lunge in vorgeschrittenem Zustande 



befindet oder Euter, Gebärmutter oder Darm 
ergriffen hat, beschränkt. 

Die Überlegung, bei der großen Zahl der 
tuberkuloseinfizierten Rinder nur gegen die- 
jenigen vorzugehen, die Tuberkelbakterien 
ausscheiden und somit die Umgebung gefähr- 
den, wäre richtig, wenn die Bakterienaus- 
scheider mit genügender Sicherheit erkannt 
werden könnten. Jahrzehntelange Erfahrun- 
gen haben jedoch gezeigt, daß in der Praxis 
nur ein Bruchteil der Bakterienausscheider 
erfaßt werden kann, da die Ausscheidung von 
Tuberkelbakterien schubweise in unregel- 
mäßigen Zeltabständen erfolgt. Deshalb kön- 
nen Bakterienausscheider durch bakteriolo- 
gische Untersuchungen nur dann erkannt 
werden, wenn die Probeentnahme zufällig 
mit einem solchen Schub zusammenfällt. 
Außerdem ist die Ausscheidung von Tuber- 
kelbakterien nicht — wie früher angenom- 
men — auf die fortgeschrittenen, äußerlich 
erkennbaren Formen der Tuberkulose be- 
schränkt, sondern kann in jedem Stadium der 
tuberkulösen Erkrankung Vorkommen. 

Hieraus ergibt sich, daß nach den derzeitigen 
Erkenntnissen der Wissenschaft die Bekämp- 
fung der Tuberkulose in allen ihren Formen 
erforderlich ist und nur dann von Erfolg sein 
kann, wenn alle tuberkuloseinfizierten Rin- 
der ermittelt und ausgemerzt sowie tuber- 
kulosefreie Rinderbestände geschaffen und 
erhalten werden. Diesen Erfahrungen ist in 
der vorliegenden Neufassung des Abschnitts II 
Nr. 2 Buchstabe k Redmung getragen 
worden. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzu- 
weisen, daß nach dem Stande vom 1. Juli 
1955 von den Rinderbeständen der Bundes- 
republik 59,0 V. H. einem staatlich gelenk- 
ten, freiwilligen Bekämpfungsverfahren an- 
geschlossen und 36,3 v. H. als tuberkulose- 
frei amtlich anerkannt sind. 


a) Zur Überschrift »k) Tuberkulose des 
Rindviehs“ 

Der Hinweis „(§ 10 Abs. 1 Nr. 12)“ ist ge- 
strichen; dadurdi wird zum Ausdruck ge- 
bracht, daß der Abschnitt II Nr. 2 Buch- 
stabe k sich mit der Rindertuberkulose in 
jeder Form befaßt, während die Seuche bis- 
her nur in den nach § 10 Abs. 1 Nr. 12 an- 
zeigepflichtigen Formen bekämpft wurde. 

b) Zu § 61 

Die unschädliche Beseitigung der Milch von 
Rindern, bei denen Tuberkulose im Sinne des 
§ 10 Abs. 1 Nr. 12 festgestellt ist, muß ge- 
fordert werden, da bei diesen Tuberkulose- 
formen besonders häufig Tuberkelbakterien 
in der Milch enthalten sind und die Milch 
dieser Tiere daher eine besondere Gefahren- 
quelle für die Verbreitung der Rindertuber- 
kulose darstellt. Darüber hinaus wird die 
Tötung der an Euter- und Gebärmutter- 
tuberkulose erkrankten Tiere vorgesdirie- 
ben, weil in diesen Fällen immer mit einer 
massenhaften Ausstreuung von Tuberkelbak- 
terien gerechnet werden muß. 

c) Zu § 61 a 

Um die Rinderbestände eines Gebietes, das 
zum Schutz gegen die Tuberkulose des Rind- 
viehs zum Schutzgebiet erklärt worden ist, 
vor Neuinfektionen zu schützen, ist es not- 
wendig, das Verbringen von Rindern in das 
Schutzgebiet von dem Nachweis der Her- 
kunft aus amtlich anerkannten tuberkulose- 
freien Rinderbeständen abhängig zu machen. 
Im Einzelfall soll die Möglidikeit gegeben 
sein, Ausnahmen zuzulassen, wenn die Gefahr 
der Ansteckung fremder Tiere nicht besteht. 

Zu § 74 Abs. 1 

Die hier vorgenommenen Änderungen sind 
durch die Neufassung des Abschnitts II Nr. 2 
Buchstabe k bedingt. 
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